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Antwort der Regierung 

 

Im Kanton Graubünden bestehen mehrere Anknüpfungspunkte zum Thema Jugendli-

che und Politik. Hauptanknüpfungspunkt bildet das kantonale Programm der Kinder- 

und Jugendpolitik, welches im Jahr 2019 mit der Gesuchseingabe nach Art. 26 des 

Bundesgesetzes über die Förderung der ausserschulischen Arbeit mit Kindern und 

Jugendlichen (KJFG, SR 446.1) initiiert wurde. Um die Grundlagen des kantonalen 

Programms der Kinder- und Jugendpolitik zu entwickeln, wurde im Jahre 2020 eine 

Bestandsaufnahme und Bedarfsanalyse durchgeführt. Die Ergebnisse zeigten, dass 

die Jugendlichen wenig Möglichkeiten zur politischen Partizipation haben. Dement-

sprechend wurde die Massnahmenplanung so ausgestaltet, um die Partizipationsmög-

lichkeiten von Kindern und Jugendlichen zu stärken. Weiter dient das im Jahre 2021 

verabschiedete Leitbild dem Aufbau und Weiterentwicklung der Kinder- und Jugend-

politik und baut auf den drei Handlungsfeldern Förderung, Schutz und Partizipation 

auf.  

 

Bereits vor Bestehen des kantonalen Programms der Kinder- und Jugendpolitik ver-

folgte der Kanton in der Zusammenarbeit mit dem Dachverband jugend.gr die Förde-

rung der Partizipation im Rahmen der offenen Jugendarbeit. In der Leistungsvereinba-

rung 2019–2022 wurde ein Projekt zum Thema Partizipation angestossen und von ju-

gend.gr mit weiterer Unterstützung initiiert. Im aktuell laufenden Leistungsvertrag 

2023–2026 erhielt die Förderung der Partizipation nochmals einen grösseren Stellen-

wert und damit wird auch der Abschluss des genannten Projekts sichergestellt. Die 

Kinder- und Jugendpartizipation wird damit auf kommunaler Ebene thematisiert. In der 

Folge werden Instrumente entwickelt, welche es Kindern und Jugendlichen ermögli-

chen sich in kommunale Prozesse einzubringen. Die dazugehörigen Kompetenzen 

werden von Seiten der Volksschule, mit der Einführung des Lehrplans 21 ab Schuljahr 

2018/19 in mehreren Fächern ab der 1. Klasse, verstärkt gefördert. Weiter konnte der 



  2 

 

Kanton Graubünden engagierte Personen aus Politik und Verwaltung in interkantona-

len Gremien einbringen, wie z. B. der Konferenz der Kinder- und Jugendpolitik, der 

Fachkonferenz der Citoyenneté oder der Eidgenössischen Kommission für Kinder- und 

Jugendfragen (EKKJ). Dadurch können Entwicklungen frühzeitig aufgenommen und 

mitgestaltet werden.  

 

Zu Frage 1 und 2: Die Studie der EKKJ zeigt, politisch interessiert und engagiert sind 

vor allem jene Jugendlichen, die sich gehört, gesehen und ernst genommen fühlen. 

Integration, Anerkennung, Förderung des Selbstbewusstseins sind in allen Lebens-

bereichen der Jugendlichen im Alltag wichtig. Die Ergebnisse der Studie decken sich 

in weiten Teilen mit der Bündner Bestandsaufnahme von 2020. Im Rahmen der Kin-

der- und Jugendpolitik verabschiedete die Regierung mehrere Massnahmen zur Stär-

kung der Partizipation: Förderung des UNICEF-Labels "Kinderfreundliche Gemeinde" 

in Kooperation mit jugend.gr, Workshops an Sek I/II-Schulen anlässlich des Neuen 

Wahlsystems mit einem eigens für Graubünden entwickelten Wahlspiel und Bereit-

stellung von Unterrichtsmaterialien in Kooperation mit dem Dachverband der Schwei-

zer Jugendparlamente (DSJ) und die Durchführung eines Bildungs- und Vernet-

zungsanlasses von etablierten Partizipationsprojekten wie beispielsweise dem Mäd-

chen*parlament, Jugendkommission Safiental, dem Label Jugendfreundliches Berg-

dorf, dem Jugendrat Bistum Chur oder der Jugendsession Graubünden.  

 

Zu Frage 3: Für eine nachhaltige und langfristige Weiterentwicklung der kantonalen 

Kinder- und Jugendpolitik stösst man mit den bestehenden rechtlichen Grundlagen, 

insbesondere dem Pflegekindergesetz (BR 219.050) aus dem Jahr 2007, an Gren-

zen. Zwecks Ausgestaltung einer ganzheitlichen Kinder- und Jugendpolitik beabsich-

tigt die Regierung eine Revision des Pflegekindergesetzes, respektive der Schaffung 

einer neuen Rechtsgrundlage für die Kinder- und Jugendpolitik in Graubünden. Aus 

finanzieller Perspektive ermöglicht die Revision eine zielgerichtete und zweckmäs-

sige Steuerung und damit verbunden eine Verbesserung des Angebots für Kinder 

und Jugendliche in den Handlungsfeldern Förderung, Schutz und Partizipation. 
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